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Entwurf eines Gesetzes zur Ausführung des Tierische Nebenprodukte-Beseitigungs-
gesetzes und zur Änderung des Gesetzes zur Ausführung des Tierseuchengesetzes 
Ihr Schreiben vom 24.09.2004 - Az.: L 212 
 
 
Sehr geehrte Frau Tschanter, 
 
gegen den uns vorgelegten Entwurf eines Gesetzes zur Ausführung des Tierische Nebenpro-
dukte-Beseitigungsgesetzes und zur Änderung des Gesetzes zur Ausführung des Tierseu-
chengesetzes haben wir grundsätzlich keine Bedenken. Die von uns gegenüber dem Ministe-
rium für Soziales, Gesundheit und Verbraucherschutz des Landes Schleswig-Holstein vorge-
brachten Änderungswünsche zum Vorentwurf (Stand: 25.05.2004) sind im Wesentlichen be-
rücksichtigt worden. 
 
Zu § 2 Abs. 3 dürfen wir jedoch darauf hinweisen, dass für den Fall der Beleihung des Betrei-
bers einer Tierkörperbeseitigungsanstalt (TBA) der Gesetzentwurf keine Regelung dazu ent-
hält, wie die Leistung des TBA-Betreibers refinanziert wird. Richtigerweise ist § 4 des Gesetz-
entwurfes, der die Erhebung privatrechtlicher Entgelte vorsieht, nur auf den Fall des beauftrag-
ten Dritten im Sinne des § 3 Abs.1 TierNebG beschränkt. 
 
Das Modell, das der TBA-Betreiber auch im Falle der Beleihung Entgelte erhebt, halten wir nur 
für zulässig, wenn der Gesetzgeber klarstellt, dass das Benutzungsverhältnis (auch) in diesem 
Falle stets privatrechtlich ausgestaltet ist. § 2 Abs. 3 des Entwurfs müsste entsprechend er-
gänzt werden. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
In Vertretung 
 
 
 
Claudia Zempel 
Dezernentin  
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